
   
 
 
 
 
 

 
78. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 

 
für eine Sonderbaufläche Zweckbestimmung Bauschuttrecyclinganlage, Betonanlage, Bodenbehandlungsanlage, Kompostieranlage 

Fläche südlich der Ortslage Müllendorf, zwischen der K 24 und der Bahnlinie Aachen/Mönchengladbach 
 

 
 
 

Behandlung der Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung und der öffentlichen Auslegung 
nach §§ 3 (1) und 3 (2) BauGB sowie §§ 4 (1) und 4 (2) BauGB 

Öffentlichkeit und Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

Stand: 20.07.2023 

 
 
 
Frühzeitige Beteiligung  
Öffentliche Auslegung  
 
 
Es sind keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sowie im Zuge der öffentlichen Auslegung eingegangen.  
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1. Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH 
 Schreiben vom 28.04.2022 
 
Wir danken für die Beteiligung an dem Vorhaben 
und teilen Ihnen mit, dass nach Prüfung der zuge-
sandten Planunterlagen keine der von unserer Ge-
sellschaft betreuten Anlagen betroffen sind. 

 

Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

2.  Eisenbahn-Bundesamt 
 Schreiben vom 02.05.2022 

 
Gegen das Vorhaben habe ich nur dann keine Be-
denken, wenn durch die Maßnahme keine Eisen-
bahnbetriebsanlagen überplant werden. 

 

Der Geltungsbereich der 78. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes grenzt zwar unmittelbar an die Bö-
schungsanlagen im Eigentum der Deutschen Bahn 
AG, tangiert oder beeinträchtigt aber weder die 
Bahnbetriebsanlagen noch den Schienenverkehr 
auf der Strecke Aachen – Mönchengladbach (Stre-
ckennummer DB 2550). 
  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

   

 Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Köln 
 Schreiben vom 22.05.2023 
 
Es ist sicherzustellen, dass die Flurstücke von Bahn-
betriebszwecken freigestellt sind. Andernfalls unter-
fällt das Flurstück dem eisenbahnrechtlichen Fach-
planungsvorbehalt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Ei-
senbahngesetz (AEG) sowie dem Fachplanungsvor-
rang nach § 38 Baugesetzbuch (BauGB). Auskunft 
über die Zweckbestimmung der o.g. Fläche erteilt die 
DB Services Immobilien GmbH, Erna-Scheffler-Straße 
5 in 50733 Köln.  Hinsichtlich der Grenzbebauung 
sind u.a. die Vorschriften des § 6 BauO NRW zu be-
achten.  Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden 
sein sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbe-
treiberin DB Netz AG, Hansastraße 15 in 47058 Duis-
burg als Trägerin öffentlicher Belange empfohlen. 

 

 

 
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieser 
Flächennutzungsplanänderung befinden sich keine 
Betriebsanlagen der Eisenbahn und auch keine Bahn-
fernstromleitungen.  
Aber wegen der direkten Nachbarschaft der Flächen-
nutzungsplanänderung zur Bahnstrecke Aachen – 
Mönchengladbach sollten die Hinweise des Eisen-
bahn-Bundesamtes in die Planbegründung über-
nommen werden.  
 

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
Es werden Hinweise in die Begründung aufgenom-
men.  
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Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Ver-
einbarkeit Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber 
der Eisenbahnbetriebsanlagen. Abschließend wird 
festgestellt, dass aktuelle zulassungsrechtliche und 
raumbedeutsame Planungen der Eisenbahnen des 
Bundes im betroffenen Bereich, die über bereits fest-
gestellte Planungen hinausgehen und mit Ihrer Pla-
nung unmittelbar kollidieren könnten, hier nicht be-
kannt sind. Hierzu sollte sich ggf. ebenfalls auch die 
DB Netz AG äußern. 
Die folgenden Hinweise sind zu berücksichtigen:  

- Ansprüche gegen Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen, die sich durch Immissionen aus 
dem Eisenbahnbetriebsablauf planfestge-
stellten und baulich nicht geänderten Ver-
kehrsanlagen begründen, sind ausgeschlos-
sen. Für einen ausreichenden Schutz vor 
Lärm und Erschütterungen aus dem Eisen-
bahnbetrieb hat der Planungsträger, der ein 
Bauvorhaben in der Nachbarschaft von Ei-
senbahnbetriebsanlagen durchzuführen be-
absichtigt, selbst zu sorgen.  

- Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumli-
cher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum 
Schutz der Baumaßnahme und zur Sicherung 
des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von Si-
cherheitsabständen zwingend vorgeschrie-
ben. Ein gewolltes oder ungewolltes Hinein-
gelangen in den Gefahrenbereich und den Si-
cherheitsraum der Bahnanlagen ist gemäß § 
62 EBO unzulässig und durch geeignete und 
wirksame Maßnahmen grundsätzlich und 
dauerhaft auszuschließen. 

- Die infrastrukturellen Belange sowie die spe-
zifisch vorliegenden Sicherheitsabstände für 
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Bauten nahe der Bahn, Lagerung von Bauma-
terialien, den notwendigen Arbeitsraum für 
Instandsetzungsarbeiten der Bahnanlagen, 
Abstand und Art von Neuanpflanzungen im 
Nachbarbereich, Beleuchtung, Entwässe-
rung, etc., sind von der Infrastrukturbetrei-
berin, bzw. von der DB Immobilien anzuge-
ben. 

 

3.  Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr 

 Schreiben vom 06.05.2022 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine 
Einwände. 

Die von Ihnen beabsichtigte(n) Maßnahme(n) befin-
det / befinden sich 
▪ im Bauschutzbereich der/ des Flugplatzes Gei-

lenkirchen  

▪ im Bereich eines militärischen Flugplatzes Gei-

lenkirchen  

▪ im Bereich zur Vermeidung von Vogelschlag 
▪ im Bereich einer Emissionsschutzzone Self-

kant-Kaserne sowie der StOSchAnl Geilenkir-
chen 

 
Ich weise darauf hin, dass sich Ihr Plangebiet im Be-
reich eines militärischen Fluggebietes als auch mili-
tärischen Schießbetriebes befindet. Hier ist mit 
Lärm- / und Abgasimmissionen zu rechnen. Ferner 
weise ich darauf hin, dass spätere Ersatzansprüche 

Die Bundeswehr hat keine Einwände gegen die Pla-
nung. Konkrete Angaben zum Bauschutzbereich, 
zur Lage des Plangebietes im Bereich des militäri-
schen Flugplatzes Geilenkirchen, in einem Bereich 
zur Vermeidung von Vogelschlag sowie im Bereich 
einer Emissionsschutzzone werden erst bei erneu-
ter Beteiligung im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens bzw. im Rahmen des Genehmigungsan-
trages nach BImSchG erfolgen können.  
 
Aus der Änderung eines Flächennutzungsplanes 
können sowohl unter den Gesichtspunkten des 
Baurechts wie auch nach dem Immissionsschutz-
recht noch keine Genehmigungen abgeleitet wer-
den. Der Flächennutzungsplan ist ein vorbereiten-
der Bauleitplan, in dem aus Sicht des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) und den Rege-
lungen zu Geräuschimmissionen nach TA Lärm zu 
gewerblich-technischen Anlagen oder militärischen 
Anlagen keine konkreten baulichen Maßnahmen 
oder Beschränkungen bzw. auch ggf. notwendige 
schalltechnische Festlegungen wie Betriebszeiten-
begrenzungen oder Lärmschutzbauwerke behan-
delt werden. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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gegen die Bundeswehr nicht anerkannt werden 
können. 
 
In welchem Umfängen Belange der Bundeswehr be-
troffen sind, kann ich erst feststellen, wenn im Rah-
men z.B. eines Bauantrages, Bebauungsplanes, ei-
nes Antrages nach dem BImSchG, etc. konkrete Be-
reiche ausgewiesen werden. Erst dann ist es mög-
lich in Rücksprache mit meinen zu beteiligenden mi-
litärischen Fachdienststellen, eine dezidierte Stel-
lungnahme vorzulegen. 

 

Die Bundeswehr wird in den nachfolgenden Verfah-
ren erneut beteiligt.  
 

 Schreiben vom 09.05.2022 
 
Durch die in den Unterlagen näher beschriebene 
Planung werden Belange der Bundeswehr berührt, 
jedoch nicht beeinträchtigt. 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine 
Einwände. 
 
 

 

Die Bundeswehr hat keine Einwände gegen die Pla-
nung (vgl. hierzu Stellungnahme Nr. 3). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

 Schreiben vom 23.05.2023 
 
Eine Stellungnahme kann erst im weiteren Verfah-
ren abgegeben werden. Bitte beteiligen Sie das 
BAIUDBw erneut in einem BBP gem. § 4 I BauGB 
oder nach dem BImSch-Gesetz. Das betroffene Ge-
biet liegt in der Nähe des Flugplatzes Geilenkirchen, 
demnach liegt folgende Betroffenheit vor: "Vermei-
dung von Vogelschlag" 
 

 
 
Die Bundeswehr wird – wie gewünscht - in den 
nachfolgenden Verfahren erneut beteiligt. Kon-
krete Angaben zur Lage des Geltungsbereichs in der 
Nähe des Flugplatzes Geilenkirchen und in einem 
Gebiet zur Vermeidung von Vogelschlag können 
erst bei erneuter Beteiligung im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens bzw. im Rahmen des Ge-
nehmigungsantrages nach BImSchG erfolgen.  

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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4. Deutsche Telekom Technik GmbH 
 Schreiben vom 09.05.2022 
 
Zu der Planung nehmen wir wie folgt Stellung: Ge-
gen die Planung haben wir keine Bedenken. 

 

Es werden keine Bedenken geäußert.  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

 Schreiben vom 23.05.2023 
 
Gegen die Planung hat die Telekom keine Bedenken 
 
 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

5. Landwirtschaftskammer NRW 
 Schreiben vom 10.05.2022 
 
Zunächst erschließt sich uns nicht, warum die aktu-
elle Planungsfläche nicht bereits im Zuge der ur-
sprünglichen Abgrabungsgenehmigung gem. § 5, 
Abs. Nr. 8 als Abgrabungsfläche ausgewiesen 
wurde. Die landwirtschaftliche Nutzung war jeden-
falls während der Zeit der Abgrabung nicht möglich. 
Leider wird aus den Unterlagen nicht ersichtlich, 
welche Rekultivierung für die aktuelle Planfläche in 
der Abgrabungsgenehmigung festgeschrieben ist.  
Daher bitten wir um Prüfung, welche Rekultivierung 
in der ursprünglichen Abgrabungsgenehmigung 
vorgesehen war und ob Rekultivierung durch die 
Genehmigung vom 17.02.2021 (s. S. 13 der Begrün-
dung) geändert wurde und wenn ja, in welcher 
Weise. Wenn im Rahmen der 78. Änderung des Flä-
chennutzungsplans auf eine landwirtschaftliche Re-
kultivierung verzichtet werden soll, werden hierge-
gen grundsätzliche Bedenken vorgebracht. Die 

 
 
 
Der Geltungsbereich der 78. FNP Änderung bezieht 
sich auf das Betriebsgelände der Firma SP Recycling 
GmbH als Rechtsnachfolger der Firma Josef Pyls, 
Geilenkirchen- Müllendorf (im Rahmen des FNP-
Änderungsverfahrens Recycling-Firma). Im Rahmen 
der Abgrabungsgenehmigung für etwa diese Fläche 
vom 20.03.1981 bestand die Herrichtungsverpflich-
tung eines 30 m breiten Gehölzstreifen entlang der 
Bahnlinie. Außerdem sollten 5.000 m2 Ackerfläche 
hergestellt werden. Da dies im Rahmen der zukünf-
tigen Entwicklung der Recycling-Firma zu einem Re-
cycling-/ Wiederverwertungszentrum im Stadtge-
biet Geilenkirchen nicht mehr möglich ist, wurde im 
Zuge der Genehmigung zur Abgrabungserweite-
rung (Genehmigung vom 17.02.2021 zur Abgra-
bung und Herrichtung, Geschäftszeichen 70 80 
02/Te) in Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde bzw. der Genehmigungsbehörde 

 
 
 
Dem Beschlussvorschlag der Verwaltung wird ge-
folgt. Eine umfassende landwirtschaftliche Rekul-
tivierung wird – sukzessive dem Abbau folgend –
durchgeführt.  
Es bleibt bei der Sonderbauflächendarstellung im 
Flächennutzungsplanentwurf. 
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Sinnhaftigkeit der beabsichtigen Folgenutzung wird 
damit nicht in Abrede gestellt. 

 

des Kreises Heinsberg anstelle dieser Ackerfläche 
die Herstellung von 417 m2 Gehölzfläche geplant 
und genehmigt.  
Insgesamt ergibt sich für die Rekultivierung jetzt fol-
gende Flächenbilanz im Rahmen der Genehmigung 
2021: 
 
Ausgangszustand (Acker, Weg, Gebüsch, Säume): 
73.649 m² (100 %).  
Rekultivierte Ackerfläche: 53.460 m² (73 %) 
Feldhecken, Feldgehölz mit Saum 20.189 m² (27%). 
 
Im Zuge der o.g. Abgrabungsgenehmigung soll also 
gemäß Rekultivierungsplanung ca. 5,3 ha (53.460 
m2) Ackerfläche rekultiviert werden. Dies entspricht 
73 % der genehmigten Abgrabungsfläche gegen-
über einem Bestand an Ackerfläche vor Abgrabung 
von 96 % = 70.927 m2.  
 
So verwirklicht die Rekultivierungsplanung die be-
absichtigte Zielvorstellung zur Wiederherstellung 
von agrarisch nutzbaren Ackerflächen auf Urniveau 
und die Anlage von dauerhaften, strukturreichen 
Offenlandelementen im Sinne des Natur- und Ar-
tenschutzes.  
 
Insofern wurde den Belangen der Landwirtschaft im 
Rahmen der Rekultivierungsplanung in einem ho-
hen Maße Rechnung getragen. 
 
Im Ergebnis wird vorgeschlagen, bei der Sonder-
bauflächendarstellung im Flächennutzungsplanent-
wurf zu bleiben aus den in der Begründung darge-
stellten sinnvollen Gründen zur Betriebsweiterent-
wicklung.  
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 Schreiben vom 20.06.2023 
 
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer NRW 
Kreisstelle Heinsberg vom 10.05.2022 haben Sie zur 
Kenntnis genommen und die darin enthaltenen Fra-
gen beantwortet. Der Begründungsentwurf gemäß § 
2a BauGB wurde ergänzt. Die Bedenken werden da-
her zurückgestellt. 

 
 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 
 

6. Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 
 Schreiben vom 12.05.2022 
 
Seitens des Verkehrsdezernates der Bezirksregie-
rung Köln bestehen keine Bedenken gegen die Maß-
nahme. 
Hierbei wird die Eisenbahnstrecke Aachen – Mön-
chengladbach tangiert. Es ist dafür Sorge zu tragen, 
dass durch die Maßnahme weder die Bahnstrecke 
noch der Bahnbetrieb beeinträchtigt werden. Es 
wird empfohlen, an diesem Beteiligungsverfahren 
auch die Deutsche Bahn (Eigentümer und Betreiber 
der Bahnstrecke) zu beteiligen – falls noch nicht ge-
schehen. Ggf. besteht hier Abstimmungsbedarf. 
Zur Umweltprüfung bestehen mangels Zuständig-
keit keine Anmerkungen. 

 

 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. Der Geltungs-
bereich der 78. Änderung des Flächennutzungspla-
nes grenzt zwar unmittelbar an die Böschungsanla-
gen im Eigentum der Deutschen Bahn AG, tangiert 
oder beeinträchtigt aber weder die Bahnbetriebs-
anlagen noch den Schienenverkehr auf der Strecke 
Aachen – Mönchengladbach (Streckennummer DB 
2550). 
(vgl. auch Stellungnahmen Nr. 2 Eisenbahn-Bundes-
amt und Nr. 15 Deutsche Bahn AG). 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

7.  Deutsche Flugsicherung GmbH 
 Schreiben vom 12.05.2022 
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Durch die Planung werden Belange der DFS Deut-
sche Flugsicherung GmbH bezüglich §18a Luftver-
kehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es werden da-
her unsererseits weder Bedenken noch Anregungen 
vorgebracht. Eine weitere Beteiligung am Verfahren 
ist nicht notwendig. 
Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der 
Länder gemäß § 31 LuftVG unberührt. 
Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsiche-
rung (BAF) von unserer Stellungnahme informiert. 
 

Es werden keine Bedenken geäußert.  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

8. Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 
Bergbau und Energie in NRW 

 Schreiben vom 16.05.2022 
 
Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie 
folgende Hinweise: Das o. g. Plangebiet liegt über 
dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld 
„Heinsberg", im Eigentum des Landes NRW. Aus 
wirtschaftlichen und geologischen Gründen ist in 
den Bergwerksfeldern, die im Eigentum des Landes 
Nordrhein-Westfalen stehen, auch in absehbarer 
Zukunft nicht mit bergbaulichen Tätigkeiten zu 
rechnen. 
Ferner liegt das Plangebiet über dem auf Braun-
kohle verliehenen Bergwerksfeld „Müllendorf 1" im 
Eigentum der RWE Power Aktiengesellschaft, Stütt-
genweg 2 in 50935 Köln. 
 
Der Planungsbereich ist nach den hier vorliegenden 
Unterlagen (Differenzenpläne mit Stand: 
01.10.2018 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Aus-
wirkungen der Grundwasserabsenkung, des Sam-
melbescheides Az.: 61.42.63 -2000-1 -) von durch 
Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus 

 

 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. In 
der Begründung zum Entwurf der 78. Änderung des 
Flächennutzungsplans wird im Kapitel 5.7 ein Un-
terpunkt „Bergbau“ hinzugefügt.  
Die Informationen zu den Bergwerksfeldern „Heins-
berg“ und „Müllendorf 1“ werden hier ergänzt.  
Des Weiteren wird im gleichen Kapitel auf die 
Grundwasserverhältnisse hingewiesen.  
 
Zur Stellungnahme Erftverband vgl. Nr. 13. 
RWE Power AG hat keine Stellungnahme abgege-
ben. 
 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 
Für die Stellungnahme wurden folgende Grundwas-
serleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 
1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 
6B, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle.  
Folgendes sollte berücksichtigt werden:  
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt 
durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkoh-
lentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum 
wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung 
der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den 
nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand 
nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung 
der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein 
Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für 
den Braunkohletagebau als auch bei einem späte-
ren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch be-
dingte Bodenbewegungen möglich. Diese können 
bei bestimmten geologischen Situationen zu Schä-
den an der Tagesoberfläche führen. Die Änderun-
gen der Grundwasserflurabstände sowie die Mög-
lichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planun-
gen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 
 
Ich empfehle Ihnen diesbezüglich, zu zukünftigen 
Planungen, sowie zu Anpassungs- und Sicherungs-
maßnahmen eine Anfrage an die RWE Power AG, 
Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete 
Grundwasserdaten an den Erftverband, Am Erftver-
band 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 

 
9. Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
 Schreiben vom 17.05.2022 
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Gegen die 78. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Geilenkirchen - südlich des Ortsteils 
Müllendorf - zur Ausweisung der Deponie als „Son-
derbaufläche“ mit der Zweckbestimmung Bau-
schuttrecyclinganlage, Betonanlage, Bodenbehand-
lungsanlage, Kompostieranlage bestehen seitens 
des Regionalforstamts Rureifel-Jülicher Börde er-
hebliche Bedenken. Innerhalb der betroffenen Flä-
che befindet sich eine rund 2.100 m² große Wald-
fläche. Diese Fläche soll auch als Wald im FNP dar-
gestellt werden und erhalten bleiben. Alternativ 
können die Bedenken ausgeräumt werden, wenn 
eine Ersatzaufforstungsfläche in doppelter Größe 
an einer geeigneten Stelle angelegt wird. 
 
 
Folgend: 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 10.02.2023 
 
Die im Rahmen des Verfahrens zur 78. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Geilenkirchen 
erhobenen Bedenken (Stellungnahme vom 
17.05.2022) bestehen durch Abschluss der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen Wald und 
Holz NRW und Vorhabenträger (Recycling Firma) 
am 10.02.2023 nicht mehr. 

Angeregt wird vom Forstamt in der Stellungnahme 
vom 17.05.2022 die ca. 2.100 m² große Fläche als 
Wald im Flächennutzungsplan darzustellen und zu 
erhalten, alternativ eine Ersatzaufforstungsfläche in 
doppelter Größe und geeigneter Lage anzulegen. 
Es gibt seitens Recycling-Firma derzeit keinerlei 
Überlegungen oder Absichten, das vom Regional-
forstamt thematisierte Waldstück für eine bauliche 
Nutzung in Anspruch zu nehmen. Zumal der Stand-
ort für die geplante Bodenbehandlungsanlage, die 
Anlass für die im Verfahren befindliche 78. Flächen-
nutzungsplanänderung der Stadt Geilenkirchen ist, 
an der dem Waldstück gegenüber liegenden Rand-
seite des Plangebietes liegt; die Bodenbehand-
lungsanlage würde das Waldstück nicht berühren.  
Es ist aber nicht völlig ausgeschlossen, dass, wenn 
auch heute nicht absehbar, langfristig betrachtet 
sich ein zusätzlicher Flächenbedarf am Betriebs-
standort ergeben könnte. Dann wäre eine Inan-
spruchnahme des Waldstückes wünschenswert. 
Für diesen Fall wäre es wichtig, auch das Waldstück 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches der 
78. Flächennutzungsplanänderung als Sonderbau-
fläche darzustellen. 
Aufgrund dieser Thematik hat die Stadt Geilenkir-
chen im Einvernehmen mit der Recycling Firma das 
Gespräch mit dem Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW gesucht, um die Bedenken der der Behörde 
auszuräumen und die weitere Vorgehensweise zu 
besprechen. Diese gemeinsame Abstimmung fand 
in Form einer Ortsbesichtigung am 31.01.2023 
statt.  
Die Vertreter der Recycling Firma einigten sich – im 
Einvernehmen mit der Stadt Geilenkirchen – mit 
dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW auf den 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Abschluss einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zwischen den beiden Parteien. Diese 
wurde am 10.02.2023 von beiden Seiten unter-
schrieben. Durch die Vereinbarung wird eine 
Inanspruchnahme der Waldfläche durch die 
Recycling Firma ausgeschlossen. Erst wenn eine 
Umwandlung der Waldfläche beantragt und durch 
den Landesbetrieb Wald und Holz NRW genehmigt 
wurde, darf die Fläche betrieblich in Anspruch ge-
nommen werden.  
Im Gegenzug zieht der Landesbetrieb Wald und 
Holz NRW seine Stellungnahme zurück, sodass im 
Flächennutzungsplan auf eine Darstellung des 
Gehölzstreifens als Waldfläche verzichtet wird. 
 
 

 Schreiben vom 12.06.2023 
 
Gegen die beabsichtigte 78. Änderung des FNP der 
Stadt Geilenkirchen bestehen keine Bedenken. Die 
im Plangebiet vorhandene Waldfläche wird über die 
zwischen der SP Recycling GmbH und dem Regional-
forstamt Rureifel-Jülicher Börde abgeschlossenen 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gesichert. Eine 
ggf. zukünftig vorgesehene Inanspruchnahme der 
Waldfläche darf erst nach Abschluss eines forst-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens erfolgen. 
 
 

 

 
Diese Thematik ist in die Begründung zur Offenlage 
eingestellt. Im Rahmen der genannten abgeschlos-
senen öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwi-
schen Vorhabenträger und Forstbehörde ist die 
vorhandene Waldfläche als Sonderbaufläche in der 
78. FNP-Änderung dargestellt.   

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

10. NEW Netz GmbH 
 Schreiben vom 20.05.2022 
 
Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen 
mit, dass gegen diese keine Bedenken vorliegen. 

 

 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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 Schreiben vom 25.05.2023 
 
Das Vorhaben wurde geprüft und die NEW Netz 
GmbH teilt Ihnen mit, dass gegen diese keine Beden-
ken vorliegen.  
 
 

 

 
Es werden keine Bedenken geäußert 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

11.  Westverkehr GmbH 
 Schreiben vom 24.05.2022 
 
Als öffentliches Verkehrsunternehmen teilen wir 
Ihnen nach Prüfung der uns zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen mit, dass wir im Rahmen der Betei-
ligung der Behörden und sonstigen Trägern öffent-
licher Belange keine Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen haben. 

 

 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

12. Erftverband 
 Schreiben vom 27.05.2022 
 
Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Er-
ftverbandes sind derzeit durch die v. g. Maßnahme 
nicht betroffen. Daher bestehen aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes keine 
Bedenken. 

 
 

 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

 Schreiben vom 15.06.2023 
 
Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Er-
ftverbandes sind derzeit durch die Maßnahme nicht 
betroffen. Daher bestehen aus wasserwirtschaftli-
cher Sicht seitens des Erftverbandes keine Beden-
ken. 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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13.  WVER – Wasserverband Eifel-Rur 
 Schreiben vom 27.05.2022 
 
Seitens des Wasserverbandes Eifel – Rur bestehen 
keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

 
  

Es werden keine Bedenken geäußert. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

 Schreiben vom 30.05.2023 
 
Seitens des Wasserverbandes Eifel-Rur bestehen 
keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 
 

14.  Deutsche Bahn AG 
 Schreiben vom 31.05.2022 
 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der 
DB Netz AG bevollmächtigtes Unternehmen, über-
sendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellung-
nahme: 
 
Grundsätzlich gehen wir davon aus, dass Ihr Vorha-
ben keinen Einfluss auf den Bahnbetrieb haben 
wird. Vorsorglich weisen wir jedoch auf Ihre Sorg-
faltspflicht als Vorhabensträger hin. Ihre geplanten 
Maßnahmen dürfen keine negativen Auswirkungen 
auf Bahnanlagen haben. Auswirkungen auf Bahn-
durchlässe sowie Sichtbehinderungen der Trieb-
fahrzeugführer durch Blendungen, Reflexionen 
oder Staubentwicklungen sind zu vermeiden. Au-
ßerdem ist zu beachten, dass Bahnübergänge 
durch erhöhtes Verkehrsaufkommen und den Ein-
satz schwer beladener Baufahrzeuge nicht beein-
trächtigt werden dürfen. 
 

Es werden keine Bedenken geäußert. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Darüber hinaus bitten wir um Beachtung folgender 
Hinweise: 
▪ Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung 

der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Fun-
kenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elekt-
rische Beeinflussungen durch magnetische Fel-
der etc.), die zu Immissionen an benachbarter 
Bebauung führen können. Entschädigungsan-
sprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Er-
satzmaßnahmen können gegen die DB AG nicht 
geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke 
eine planfestgestellte Anlage ist. Spätere Nut-
zer der Flächen sind frühzeitig und in geeigne-
ter Weise auf die Beeinflussungsgefahr hinzu-
weisen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im un-
mittelbaren Bereich von DB Liegenschaften je-
derzeit mit dem Vorhandensein betriebsnot-
wendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen 
gerechnet werden muss. Sollten bei den Arbei-
ten Kabel gefunden werden, so sind die Arbei-
ten unverzüglich einzustellen. Bitte kontaktie-
ren Sie dann zur Klärung den Fachbereich E-
Technik oder LST. 

 
▪ Zukünftige Aus- und Umbaumaßnahmen im Zu-

sammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb sind 
der Deutschen Bahn AG weiterhin zweifelsfrei 
und ohne Einschränkungen im öffentlichen In-
teresse zu gewähren. 

 
▪ Die Herausgabe von Verkehrsdaten in Bezug 

auf Lärm (zur Berechnung von Schallemissio-
nen, -immissionen, Erstellung schalltechnischer 
Untersuchungen und Planung von Schallschutz-
maßnahmen) erfolgt zentral durch Deutsche 
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Bahn AG, Umwelt, Projekte Lärmschutz, Caro-
line-Michaelis-Straße 5 - 11, 10115 Berlin. 
 

▪ Bei späteren Anträgen, konkreter Bauvorhaben 
zur Bahntrasse ist die DB Netz AG zu beteiligen. 
Die Bauanträge (Baubeschreibung, maßstabs-
getreue / prüfbare Pläne, Querschnitte, etc.) 
sind der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, 
Region West, Kompetenzteam Baurecht einzu-
reichen. Wir behalten uns weitere Bedingun-
gen und Auflagen, insbesondere in Bezug auf 
die Bauausführung, vor. 

 

 Schreiben vom 26.05.2023 
 
Von Seiten der Deutschen Bahn bestehen zum jetzi-
gen Zeitpunkt weiterhin keine grundsätzlichen Be-
denken gegen das Vorhaben. Die genannten Hin-
weise in der Stellungnahme vom 30.05.2022 mit dem 
AZ TOEB-NW-22-131768 haben weiterhin bestand.  

- Die späteren Anträge auf Baugenehmigung 
für den Geltungsbereich sind der Deutschen 
Bahn erneut zur Stellungnahme vorzulegen. 
Hier ist ggf. zu prüfen, ob der vorhandene 
Bahnübergang (BÜ) in KM 8,4 erneut zu be-
trachten ist.  Die Anträge (Baubeschreibung, 
maßstabsgetreue / prüfbare Pläne, Quer-
schnitte, etc.) sind der Deutschen Bahn AG, 
DB Immobilien, Region West, Kompetenz-
team Baurecht einzureichen. Die Deutsche 
Bahn behält sich weitere Bedingungen und 
Auflagen, insbesondere in Bezug auf die Bau-
ausführung, vor. 

 
 
 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. Im späteren 
Verfahren zur Baugenehmigung werden die Deut-
sche Bahn AG erneut beteiligt. Hier werden bauge-
nehmigungsreife Unterlagen der Deutschen Bahn 
AG vorgelegt.  
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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15.  Landesbetrieb Straßenbau NRW 
 Schreiben vom 31.05.2022 
 
Es bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken 
aus Sicht der hiesigen Niederlassung. 
 
Ich weise jedoch darauf hin, dass gegenüber dem 
Landesbetrieb Straßenbau, weder jetzt noch in Zu-
kunft aus dieser Planung Ansprüche auf aktiven 
und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforder-
lich werdende Maßnahmen bzgl. der Schadstoff-
ausbreitung geltend gemacht werden können. Au-
ßerdem wird auf das Problem der Schallreflektion 
hingewiesen. 

 

Es werden keine Bedenken geäußert. 
 
Bezogen auf die Hinweise zum aktiven / passiven 
Lärmschutz der ggf. erforderlichen Maßnahmen 
wird entgegnet, dass im Rahmen des Verfahrens 
eine schalltechnische Untersuchung erfolgt ist (IBK 
Schallimmissionsschutz, Alsdorf). Hier heißt es: 
„Nach den derzeitigen Erkenntnissen, vordergrün-
dig aufgrund der Beschränkung der Betriebszeiten 
auf den Tagzeitraum und den gegebenen, ver-
gleichsweise großen Schutzabständen zu den Rän-
dern der Siedlungsbereiche von Müllendorf, Würm 
und Beeck bestehen keine grundsätzlichen schall-
technischen Bedenken. Den Aussagen und Ein-
schätzungen der Träger öffentlicher Belange (TÖB), 
die gegen die Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Geilenkirchen keine grundsätzlichen 
Bedenken erhoben haben, wird zusammenfassend 
aus gutachterlicher Sicht gefolgt. 

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

 Schreiben vom 01.06.2023 
 
Es bestehen vom Grundsatz her keine Bedenken aus 
Sicht der hiesigen Niederlassung. Ich weise jedoch 
darauf hin, dass gegenüber dem Landesbetrieb Stra-
ßenbau, weder jetzt noch in Zukunft aus dieser Pla-
nung Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärm-
schutz oder ggfls. erforderlich werdende Maßnah-
men bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend ge-
macht werden können. Außerdem wird auf das Prob-
lem der Schallreflektion hingewiesen. 

 
 
 

 
 
Die oben genannten Erkenntnisse aus der gleich-
lautenden Stellungnahme sind bereits in die Ent-
wurfsbegründung zur Offenlage aufgenommen 
worden.  

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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16.  EBV GmbH 
 Schreiben vom 03.06.2022 
 
Das Objekt liegt außerhalb unserer Berechtsame — 
somit sind wir für eine Bearbeitung nicht zuständig. 
Wer gegebenenfalls in Ihrem Falle zuständig ist, 
können Sie beim Bergamt Dortmund, Goeben-
straße 25 in 44135 Dortmund in Erfahrung bringen. 

 
 

Es werden keine Bedenken geäußert. 
(vgl. auch Stellungnahme Nr. 6: Bezirksregierung 
Arnsberg, Abt. 6) 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

17.  Kreis Heinsberg 
 Schreiben vom 03.06.2022 
  
 Schreiben vom 19.06.2023 
 
Nachfolgend erhalten Sie die Gesamtstellung-
nahme des Kreises Heinsberg zur 78. Änderung des 
Flächennutzungsplans - Südlich des Ortsteils 
Müllendorf – Sonderbaufläche. 
 
Seitens der unteren Abfallwirtschaftsbehörde, der 
Abgrabungsbehörde, der unteren Bodenschutzbe-
hörde, der unteren Naturschutzbehörde sowie der 
unteren Wasserbehörde werden keine Bedenken 
geäußert. 
 
03.06.2022: Das Gesundheitsamt, der Straßenbau-
lastträger für die Kreisstraßen, der Aufgabenträger 
für den ÖPNV sowie die untere Immissionsschutz-
behörde nehmen wie folgt Stellung: 
 
19.06.2023: Das Gesundheitsamt, die untere Im-
missionsschutzbehörde sowie die untere Wasser-
behörde nehmen wie folgt Stellung:  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahmen der untere Abfallwirtschafts-
behörde, der Abgrabungsbehörde, der unteren Bo-
denschutzbehörde, der unteren Naturschutzbe-
hörde sowie der unteren Wasserbehörde werden 
zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Gesundheitsamt 03.06.2022: 
Aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht bestehen keine 
Bedenken gegen das Bauvorhaben, sofern die Im-
missionsgrenzwerte der TA-Lärm und TA-Luft ein-
gehalten werden und eine gesundheitliche Beein-
trächtigung der umliegenden Bevölkerung auch 
durch Altlasten des Bodens nicht zu besorgen ist. 
Ein Schutz des Trinkwassers muss gewährleistet 
sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesundheitsamt 19.06.2023:  
Es wird Bezug auf die Stellungnahme vom 
30.06.2022 genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gesundheitsamt: 
Im Rahmen des FNP- Änderungsverfahrens ist eine 
schalltechnische Untersuchung erfolgt (IBK Schal-
limmissionsschutz, Alsdorf). Hier heißt es: „Nach 
den derzeitigen Erkenntnissen, vordergründig auf-
grund der Beschränkung der Betriebszeiten auf den 
Tagzeitraum und den gegebenen, vergleichsweise 
großen Schutzabständen zu den Rändern der Sied-
lungsbereiche von Müllendorf, Würm und Beeck 
bestehen keine grundsätzlichen schalltechnischen 
Bedenken. Den Aussagen und Einschätzungen der 
Träger öffentlicher Belange (TÖB), die gegen die 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Geilenkirchen keine grundsätzlichen Bedenken er-
hoben haben, wird zusammenfassend aus gut-
achterlicher Sicht gefolgt.  
Auch ist aufgrund der Lage im Außenbereich und 
der Entfernung zu den o. g. Dörfern sowie der bis-
herigen und künftigen Nutzung des Geltungsberei-
ches keine gesundheitliche Beeinträchtigung der 
umliegenden Bevölkerung durch Altlasten zu er-
warten. Der Schutz des Trinkwassers der umliegen-
den Bevölkerung ist aufgrund der bisherigen und 
künftigen Nutzung im Plangebiet im Außenbereich 
gewährleistet.  
 
 
Die oben genannten Ergebnisse der schalltechni-
schen Untersuchung sind in die Planfassung zur Of-
fenlage eingestellt. Ebenfalls wird durch die bereits 
dort betriebenen gewerblichen Anlagen kein neuer 
Siedlungsansatz geschaffen werden, sondern eine 
bestehende bauliche Nutzung ergänzt. Auch dies ist 
in der Begründung zur 78. Änderung des Flächennut-
zungsplans angegeben. 
 
 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme vom 30.05.2023 wurde seiner-
zeit gefolgt. 
Es ist kein Beschluss erforderlich.  
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Straßenbaulastträger für die Kreisstraßen 
03.06.2022: 
Der Zu- und Ausfahrtsbereich zur Kreisstraße (K) 24 
wurde in der Genehmigung zur Abgrabung bereits 
berücksichtigt und auf die Belange ausgebaut. Sei-
tens des Fachamtes sind keine weiteren Arbeiten 
im Bereich der Zu- bzw. Ausfahrt erforderlich.  
 
Aufgabenträger für den ÖPNV 03.06.2022: 
Gegen die Planungen bestehen seitens des Aufga-
benträgers für den ÖPNV keine Bedenken. Es wird 
darauf hingewiesen, aufgrund der Lage an den 
Bahnanlagen die DB Netz AG, falls noch nicht ge-
schehen, als TÖB anzuhören. 
 
Untere Immissionsschutzbehörde 03.06.2022: 
Gegen die Planungen bestehen aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht keine grundsätzlichen Be-
denken. Mit den vorliegenden immissionsschutz-
rechtlichen Gutachten wurde die mögliche Durch-
führbarkeit der Planungen nachgewiesen.  
Jedoch müssen in den nachfolgenden baurechtli-
chen oder immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren konkrete immissionsschutzrechtli-
che Gutachten für Lärm und Geruch aufgestellt 
werden, in denen nachgewiesen wird, dass auch 
durch die beantragten konkreten betrieblichen Ge-
gebenheiten keine schädlichen Umwelteinwirkun-
gen der dortigen Anlagen an den maßgeblichen Im-
missionsorten auftreten werden. Es wird nochmals 
darauf hingewiesen, dass es sich bei der zukünftig 
geplanten mechanisch biologischen Bodenbehand-
lungsanlage in Abhängigkeit von der Durchsatzka-
pazität um eine genehmigungsbedürftige Anlage 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz handeln 
könnte, für die ein Genehmigungsantrag nach BIm-
SchG bei der zuständigen Behörde einzureichen ist. 

Straßenbaulastträger für die Kreisstraßen: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
 
 
 
 
 
Aufgabenträger für den ÖPNV: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
(vgl. hierzu auch Stellungnahmen Nr. 2: Eisenbahn-
Bundesamt, Nr. 15: Deutsche Bahn AG) 
 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Das erforderliche nachfolgende immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren ist bereits in 
der Begründung zur 78. Änderung des Flächennut-
zungsplanverfahren thematisiert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Stellungnahme des Straßenbaulastträgers für 
die Kreisstraßen wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme des Aufgabenträgers für den 
ÖPNV wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Immissionsschutz-
behörde wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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Untere Immissionsschutzbehörde 19.06.2022: 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken gegen das geplante Vorhaben. Es 
wird jedoch, wie in der immissionsschutzrechtli-
chen Stellungnahme vom 02.06.2022 bereits er-
wähnt, darauf hingewiesen, dass in nachfolgenden 
baurechtlichen oder immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren konkrete immissions-
schutzrechtliche Gutachten für Lärm und Geruch 
aufgestellt werden müssen, in denen nachgewie-
sen wird, dass auch durch die beantragten betrieb-
lichen Gegebenheiten keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen der dortigen Anlagen an den maß-
geblichen Immissionsorten auftreten werden. 
 
Untere Wasserbehörde 19.06.2023: 
Es wird darauf hingewiesen, dass im nachfolgenden 
baurechtlichen oder bundesimmissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren das Amt für 
Umwelt und Verkehrsplanung zu beteiligen ist. Es 
sind dann u. a. folgende Unterlagen vorzulegen: 

1. Konkrete Angaben/Erläuterungen zu den 
eingesetzten Abfällen (Bodenmaterialien) 
mit Analyseverfahren, Einstufung und Be-
handlungsmöglichkeit, 

2. Detaillierte Betriebsbeschreibung vom In-
putmaterial bis zum Output, 

3. Angaben zur Eigen- und Fremdüberwa-
chung, 

4. Beschreibung und Lageplan der unter-
schiedlich verwendeten Lagerflächen 
(Größe, Rückhaltung, Materialangaben, 
Beaufschlagungsintervalle etc.), 

5. Wasserhaltung. bzw. Verwendung und 
Rückhaltung, 

 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Das erforderliche nachfolgende immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren ist bereits in 
der Begründung zur 78. Änderung des Flächennut-
zungsplanverfahren thematisiert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Planungsrechtliche relevante Hinweise werden 
nicht gegeben. Im Rahmen des baurechtlichen und 
bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens ist das Amt erneut zu beteiligen.   

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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6. Angaben zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen 

7. Entsorgung. 
 
Die Unterlagen sind durch einen Fachplaner zu er-
stellen, der einschlägige Erfahrungen in wasser-
rechtlichen, bodenschutzrechtlichen und abfall-
wirtschaftlichen Belangen aufweist. 
 
 

18. LVR – Amt für Liegenschaften 
 Schreiben vom 07.06.2022 
 
Hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellung-
nahme darüber informieren, dass keine Betroffen-
heit bezogen auf Liegenschaften des LVR vorliegt 
und daher keine Bedenken gegen die o.g. Maß-
nahme geäußert werden.  
Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR-Amt für 
Denkmalpflege im Rheinland in Pulheim und das 
LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland in 
Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellungnah-
men gesondert einzuholen. 
 
 

Es werden keine Bedenken geäußert.  
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden 
das LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland in 
Pulheim und das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 
im Rheinland in Bonn um Stellungnahme gebeten. 
Von beiden Behörden ging jedoch keine Stellung-
nahme ein.   

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

 Schreiben vom 26.06.2023 
 
Hiermit werden Sie innerhalb der Stellungnahme des 
LVR Amt für Liegenschaften darüber informiert, dass 
keine Betroffenheit bezogen auf Liegenschaften des 
LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die 
Maßnahme geäußert werden.  Diese Stellungnahme 
gilt nicht für das Rheinische Amt für Denkmalpflege 
in Pulheim und das Rheinische Amt für Bodendenk-
malpflege in Bonn; es wird darum gebeten, deren 
Stellungnahmen gesondert einzuholen. 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Im Übrigen vgl. Stellungnahme Nr. 24 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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19.  Industrie- und Handelskammer Aachen  
 Schreiben vom 09.06.2022 
 
Da der vorgesehene Planentwurf die Belange der ge-
werblichen Wirtschaft entweder gar nicht berührt 
oder - wo es der Fall ist - hinreichend berücksichtigt, 
bestehen seitens der Industrie- und Handelskammer 
(IHK) Aachen keine Bedenken. 
 

 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 

 Schreiben vom 22.06.2023 
 
Da der vorgesehene Planentwurf die Belange der ge-
werblichen Wirtschaft entweder gar nicht berührt 
oder – wo es der Fall ist – hinreichend berücksichtigt, 
bestehen seitens der Industrie- und Handelskammer 
(IHK) Aachen keine Bedenken. 

 
 
 

 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

20. Stadt Hückelhoven: Amt für Stadtplanung 
und Liegenschaften 

 Schreiben vom 22.05.2023 
 

Von Seiten der Stadt Hückelhoven bestehen keine 
Bedenken. 
 

 
 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

21. Regionetz GmbH 
 Schreiben vom 25.05.2023 
 
Gegen die Flächennutzungsplanänderung Nr. 78 im 
Stadtteil Müllendorf bestehen seitens der Regio-
netz GmbH keine Bedenken. 
 

 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 
 
 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
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22. Bezirksregierung Köln: Dezernat 53 
 Schreiben vom 01.06.2023 
 
Im Rahmen der Beteiligung zur Flächennutzungs-
planänderung Nr. 78 ergeben sich seitens des De-
zernats 53 der Bezirksregierung Köln keine Anmer-
kungen. 
 

 
 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

23.  Ericsson Services GmbH, Über: Deutsche Te-
lekom Technik GmbH 

 Schreiben vom 21.06.2023 
 
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen 
hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks 
keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindun-
gen des Ericsson – Netzes und für Richtfunkverbin-
dungen des Netzes der Deutschen Telekom.  
 
 

 
 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 
 

24.  LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
 Schreiben vom 22.06.2023 
 
Seitens des LVR-Amtes für Denkmalpflege im 
Rheinland sind nach momentanem Kenntnisstand 
keine baudenkmalpflegerischen Belange betroffen. 
 

 
 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist kein Beschluss erforderlich. 
 

 
 


